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Mit 1. Jänner 1874 begann ein neues Abon⸗ 
nement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume⸗ 
rations-Erneuerung nur 


an das Comptoir der Wiener Zeitung, Grün⸗ 
augergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 
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Zur Behördencompetenz in Feldfrevelſachen. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Sanitätspolſzei in Rückſicht auf geſundheitsſchädliche Einfluſſe gewerblicher Be⸗ 
triebsanlagen gehört in den Wirkungekreis der politiſchen Gewerbsbehörde. 

Die Beiſitzer 15 Landesansſchüffe find als Landesbeamte anzuſehen, deren Bezüge nach 
dem Patente vom 25. October 1798, Z. 436, und nach dem Hofdecrete vom 
3. April 1838, Z. 6482 nicht in Execution gezogen werden können. 

Zur Ausſcheidung der Jagd aus dem Gemeindejagdgebiete genügt ſchon der ledigliche 
„Beſitz“ der geſetzlich erforderlichen Grundfläche. 


Die politiſchen Behörden ſind berecht'gt, die Beſtellung von ungeeigneten Jagdauf⸗ 


— 


ſehern zu verhindern. 
Staatswiſſenſchaftliche Bibliographie. 
Notizen. 
Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zur Behürdencompetenz in Feldfrevelſach 

Ein Inſaſſe einer galiziſchen Gemeinde klagte ſeinen Nachbar 
vor dem Gemeindevorſtande an, daß jener ihm durch Beweiden ſeines 
mit Gerſte bebauten Feldes einen Schaden zugefügt habe. Der Ge— 
meindevorſtand verurtheilte nun den Beſchuldigten, ohne gegen ihn ein 
eigentliches Straferkenntniß zu fällen, zum Erlage eines Schadens 
von einigen Gulden, welcher Betrag durch Schätzleute ermittelt 
worden war. | 

Der Beſchuldigte recurrirte an die Bezirkshauptmannſchaft, welche 
trotz des Widerſpruches des Beſchuldigten die Beſchädigung En 
Seugenausfagen erhärtete und mit Rückſicht auf noch andere Umſtände 
das gemeindeämtliche Erkenntniß beſtätigte. 

In dem dagegen überreichten Statthaltereirecurſe wurden keine 
neuen Rechts⸗ oder Nachſichtsgründe angeführt. Dieſen Recurs ſtellte 
die Statthalterei der Bezinkshauptmannſchaft mit Erlaß vom 31. De— 
cember 1871, 3. 54.420 mit dem Bedeuten zurück, daß bei dem 
Umſtande, als kein eigentliches Straferkenntniß gefällt, dann weder 
ein Geſetz noch der Wirkungskreis der Behörden übertreten wurde, 


die politiſchen Behörden nicht berufen ſind, ſich in eine Entſcheidung 
dieſer Angelegenheit einzulaſſen, 


der autonomen Behörden gehört. 


} 
| 


anſprüchen an den Civilrichter zu weiſen iſt. 


die lediglich in den Wirkungsfreis 


Die Bezirkshauptmannſchaft übermittelte nun die Verhandlungs⸗ 
acten dem betreffenden Bezirksausſchuſſe, welcher das gemeindeämtliche 
Erkenntniß geleichfalls beſtätigte. 

Ueber den weiteren Recurs des Beichuldigten gelangten nun die 
Verhandlungsacten an den galiziſchen Landesausſchuß, welcher den 
Recurs wegen Abgang rechtlicher Gründe mit Erkenntniß vom 8. März 
1872 zurückwies, zugleich aber auch auf Grund der vorgenommenen 
Einſicht von dem Statthaltereierlaſſe vom 13. December 1871 ſich 
veranlaßt fand, die ſämmtlichen Bezirksvertretungen dahin zu belehren, 

„daß nach Maßgabe, als die gemeindeämtlichen Entſcheidungen in 


Feldfrevelfällen lediglich die Frage des Schadenerſatzes berühren, die 


Recurſe an die höbere autonome Behörde zu leiten find, während die 
Recurſe, welche gegen Straferkenntniffe gerichtet find, welche vom Ge⸗ 
meindevorſteher im Sinne des § 60 des Gemeindegeſetzes gefällt 
werden, der politiſchen Landesbehörde vorzulegen kommen“. 

Die von dieſer Verfügung gleichfalls verſtändigte Statthalterei 
erklärte ſich mit Note vom 12. April 1872 an den Landesausſchuß 
nur bezüglich dieſes ſpeciellen Falles mit dieſer Anſicht einverſtanden, 
keineswegs aber mit dem allgemeinen Grundſatze, worüber nun eine 
lebhafte Correſpondenz zwiſchen beiden Behörden gepflogen und ſchließlich 
die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern eingeholt wurde. 

Die Statthalterei glaubte nämlich ihre ausnahmsloſe Competenz 
begründet, weil bei den in Anwendung der Miniſterialverordnung vom 
30. Jänner 1860 über Feldfrevel erlaſſenen Erkenntniſſen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Schuldfrage mit der Verpflichtung zum Schaden— 
erſatze in fo innigem Zuſammenhange ſteht, daß mit der Aufhebung 
der Schuld der weitere Theil des Erkenntniſſes über den Schaden 
erſatz gar nicht mehr aufrecht erhalten werden kann, und es den zu 


n Entſcheidungen competenten Behörden gar nicht zu⸗ 
ſteht, 5 
Gekl 


über den Schadenerſat abzusprechen, wenn fie nicht zugleich den 

agten für ſchuldig erkennen und gegen ihn ein Straferkenntniß 
ſſen, indem in einem ſolchen Falle der Kläger mit feinen Erſaß⸗ 
9 6 Laſſen ſich nun dieſe 
innig verbundenen Theile in erſter Inſtanz nicht trennen, ſo iſt dieſe 
Trennung in dem höheren, Inſtanzenzuge um fo weniger zuläſſig, als 
ſonſt durch das jedesmalige nöthige Einvernehmen der politiſchen und 
autonomen Behörden eine weitere Verzögerung in der Entſcheidung 
herbeigeführt würde, wobei noch zu bedenken kommt, daß dieſe Com⸗ 
u jedenfalls erſt im Wege der Geſetzgebung geſchaffen werden 
Mußte. 


Der Landesausſchuß dagegen beharrte auf ſeinem einmal ein— 


erla 


genommenen Standpunkte, zunächſt auf den Wortlaut des bezo⸗ 


genen Statthalterei-Erlaſſes vom 13. December 1871 fußend; zudem 
gehörten die nach $ 37 der Gemeindeordnung in Ausübung der Feld— 
polizei vom Gemeindevorſtande gefällten Erkenntniſſe zu dem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde, worüber im Beſchwerdefalle 
der Gemeinderath zu entſcheiden hat. Die Recurſe aber gegen Be⸗ 
ſchlüſſe des Gemeinderathes ſind in allen der Gemeinde vom Staate 
nicht übertragenen Angelegenheiten nach $ 101 der G. O. an den 
Bezirksausſchuß zu leiten. Der § 61 der G. O. weist nur ansnahms⸗ 


weiſe die nach § 60 der G. O. erlaſſenen Straferkeuntaiſſe in höherer 
Inſtanz den politiſchen Behörden zu. Nach Anſicht des Landesaus⸗ 
ſchuſſes iſt übrigens der Gemeindevorſtand in Feldfrevelfällen bei er⸗ 
wieſenem Verſchulden berechtigt, über die Verpflichtung zum Schaden- 
erſatze abzuſprechen, jedoch nicht gebunden, jedenfalls auch eine Strafe 
zu verhängen und ſtützt dieſe Auſicht auf die §§ 25 und 26 der bezo— 
genen Mimiſterialverordnung. Endlich trete die Competenz der Gerichte 
im Sinne des $ 30 diefer Verordnung nur im Falle der Verjährung ein. 

Die Statthalterei beſtritt in neuerlicher Erwiederung zunächſt 
das Recht des Gemeindevorſtandes in dieſer feiner Competenz von 
einem Straferkenntniſſe abſehen zu können, ſondern es ſei derſelbe nur 
dann zu dem Ausſpruche eines Schadenerſatzes berechtigt, wenn er 
zugleich ein Straferkenntniß fällt, wenn auch die Strafe ſelbſt mit 
Rückſicht auf die mildernden Umſtände im kleinſten Maße ausge: 
meſſen werden kann. 

Der Landekausſchuß endlich, verfechtend die Anſicht, daß, wenn 
auch gegen Niemanden eine unmittelbare Schuld ausgeſprochen werden 
kann, dennoch ein Erſatzerkenntniß gefällt werden könne, theilte die 
fraglichen Competenzfälle in drei Kategorien: 

1 Hat der Gemeindevorſtand nur über den Schadenerſatz und 
deffen Höhe abgeſprochen, fo tft der Recurs nur an die autonome 
Behörde zu leiten. 

Dieſe Competenz könnte in dieſem Falle nur von der Gerichts— 
behörde ſtreitig gemacht werden, 

2. Hat der Gemeindevorſtand über Schuld (Strafe) und Scha- 
deuerſatz geſprochen, iſt aber das Erkenntniß rückſichtlich der Schuld 
in Rechtskraft erwachſen, ſo iſt der Recurs gleichfalls an die autonome 
Behörde zu leiten. a 

3. Iſt der Recurs gegen beide Theile gerichtet, ſo iſt derſelbe 
an die politiſche Behörde zu leiten, welche über die Frage der Schuld 
zu entſcheiden, die Acten aber Behufs Eutſcheidung über die Schaden⸗ 
erlagfrage an die autonome Behörde abzutreten hat. 

Das Miniſterium des Inneru hat nun unterm 10. November 
1873, 3. 4230 die oben entwickelte Anſicht der Statthalterei als im 
Geſetze vollkommen begründet erklärt und berfelien die diesbezüglichen 
Veranlaſſungen überlaſſen. 

Eine weitere Begründung findet dieſe Entſcheidung insbeſonders 
darin, daß das ortspolizeiliche Strafrecht des Gemeindevorſtehers mit 
dem damit verbundenen Rechte, auch auf den Erſatz des Schadens 
zu erkennen, im übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde geübt 
wird, welches Recht außer dieſem Falle nur dem Civilrichter zuitebi, 
und daher im Sinne des § 106 der G. O. die politiſche Behörde 
allein über derlei Beſchwerden zu eutſcheiden hat; daß aber auch 
der politiſchen Behörde die Entſcheidung über Beſchwerden rückſichtlich 
ſolcher Fragen unbedingt zuſteht, welche wohl in den ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreis der Gemeinde fallen, wenn es ſich aber dabei darum handelt, 
ob ein Geſetz verletzt oder fehlerhaft angewendet worden iſt (Legalitäts⸗ 
frage), und als eine ſolche Frage ſtellt ſich jedenfalls der Ausſpruch 
über die Entſchädigung dar. M. v. G. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Sanitätspolizei in Nückſicht auf geſundheitsſchadliche Ein: 
flüſſe gewerblicher Betriebsanlagen gehört in den Wirkungskreis 
der politiſchen Gewerbsbehörde. 


Hinſichtlich der Gärberei des Abraham K. in T. haben die 
autonomen Behörden in allen Inſtanzen 1. aus dem Titel der Ge: 
ſundheitspolizei als einer nach § 27 ad f der Gem.-Ord. dem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde vorbehaltenen Agende verfügt, 
daß die Gärberei- (Loh-) Abfälle weggeſchafft und die Abflüſſe ſtatt 
wie bisher in den Flußarm (Mühlbach), an einen anderen Ort abge— 
leitet werden, und 2. den K. wegen Nichtbeachtung vorausgegangener 
Verbote des Gemeindevorſtandes rückſichtlich der Anhäufung der Loh— 
abfälle und der bisherigen Ableitung der Abflüſſe zweimal zu Gelt- 
ſtrafen à 15 fl. verurtheilt. 

Der davon verſtändigte Bezirkshauptmann ordnete die Eintrei⸗ 
bung der Geldbuße per 30 fl. an (welche auch eingetrieben und dem 
Ortsarmenfonde in T. zugewendet wurde) und ertheilte unter Einem 
dem Gemeindevorſtande gemeſſene Aufträge, darüber zu wachen, daß 
K. innerhalb eines ihm feſtzuſetzenden kurzen Termins die Lohabfälle 


2 


an einen geeigneten Platz wegſchaffe und den Abflüſſen eine andere 
Richtung gebe, widrigens dies auf deſſen Gefahr und Koſten geſche— 
hen und die Gärberei während dieſer Zeit geſperrt werden würde. 

Aus dieſem Anlaſſe überreichte K. die Miniſterialbeſchwerde, 
worüber vom Miniſterium des Innern der Statthalterei die vorläu— 
fige inſtanzenmäßige Amtshandlung unter Freilaſſung des Necurfes 
übertragen wurde, da die Statthalterei über die in Form eines Er— 
laſſes an den Gemeindevorſteher vom Bezirkshauptmann verfügte In⸗ 
vollzugſetzung der oberwähnten Verfügungen der autonomen Behörden 
damals inſtanzenmäßig noch nicht abgeſprochen gehabt hat. 

Die Statthalterei entſchied: 1. daß die Erkenntniſſe der auto— 
nomen Behörden, ſoferne darin hinſichtlich der Gärberei des Abraham 
K. lediglich ſanitätspolizeiliche Verfügungen, nämlich wegen Wegſchaf— 
fung der Gärberei-Abfälle und Ableitung der Abflüſſe in anderer 
Richtung unter Strafandrohung enthalten ſind, als legal anzuſehen 
ſeien, weil ſolche innerhalb des geſetzlichen Wirkungskreiſes der auto— 
nomen Behoͤrden gemäß § 27 ad f des Gemeindegeſetzes erlaſſen 
wurden; es ſei daher die Verfügung des Bezirksbauptmannes wegen 
Invollzugſetzung jener Erkenntniſſe gerechtfertigt, die diesbezügliche 
Beſchwerde des K. ungegründet und der diesfällige Beſchluß des Lan— 
desausſchuſſes unverzüglich zu vollziehen, falls dies bisher nicht ge— 
ſchehen fein ſollte; 2. daß die Bezirkshauptmannſchaft gemäß § 61 
des Gemeindegeſetzes über den Recurs des K. gegen ſeine Aburthei— 
lungen ſeitens des Gemeindevorſtar des zu zwei Geldbußen à 15 fl. 
in zweiter Inſtanz abzuſprechen habe, da die höheren autonomen Be— 
hörden in dieſer Hinſicht uneigentlicher Weiſe die Judicatur übten. 

Hievon wurde K. durch die Bezirkshauptmannſchaft unter Frei⸗ 
laſſung des Recurſes mit der Aufforderung verſtändigt, den Beſchluß 
des Landesausſchuſſes um fo gewiſſer binnen 8 Tagen zu befolgen, 
weil ſonſt in Gemäßbeit der bezirksämtlichen Anordnung die Voll: 
ziehung auf ſeine Gefahr und Koften von Amtswegen ins Werk ge- 
ſetzt, und während dieſer Zeit die Gärberei geſperrt werden dürfe. 
Zugleich fand die Bezirksbauptmannſchaft mit beſonderem Erkenntniſſe 
als zweite Inſtanz die von der Gemeinde erfolgten Aburtheilungen 
K.'s zu zwei Geldbußen à 15 fl. aufrecht zu erhalten. 

Gegen die Statthalterei-Entſcheidung recurirte K. ans Mini⸗ 
ſterium und gegen die bezirksämtlicher Weiſe aufrecht erhaltene Ab- 
ſtrafung an die Statthalterei. In letzterer Hinſicht behielt ſich die 
Statthalterei vor, dann abzusprechen, wenn die Schlußfaſſung über 
den Miniſterialrecurs herabgelangt ſein würde. 

Die Einwendungen des Recurrenten in dem Reeurſe an das 
Miniſterium gipfelten darin, daß die autonomen Behörden nicht com— 
petent waren, in dieſer in den Wirkungskreis der Gewerbsbehörden 
fallenden Angelegenheit jene Verfügungen zu erlaſſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. November 1873, 
3. 16697 dem Recurſe des Abraham K. unter Siſtirung der ange 
ordneten Invollzugſetzung Folge gegeben, und die inſtanzmaͤßige Amts⸗ 
handlung der competenten Gewerbsbehörde in der Richtung, daß die— 
ſelbe die zur Sprache gebrachten Uebelſtände grundhältig erhebe, und 
entſprechende Abhilfe ſchaffe, aus folgenden Gründen angeordnet: 
„§ 27 ad f des Gemeindegeſetzes weist dem ſelbſtſtändigen Wirkungs— 
kreiſe der Gemeinde „die Geſundheitspolizei“ zu. In allgemeiner Faſ— 
fung nun gibt das Sanitätsgeſetz vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68 im § 3 darüber Aufſchlüſſe, was die dem ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinden durch die Gemeindegeſetze zugewieſene 
„Geſundheitspolizei“ umfaßt, nämlich unter Anderem: die Handhabung 
der ſanitätspelizeilichen Vorſchriften in Bezug auf fließende und ſte— 
hende Gewäſſer, auf Trink- und Nutzwaſſer, ferner auf Straßen, 
Wege, Plätze, Fluren, Wohnungen ꝛc. In Hinblick darauf läßt ſich 
die Competenz der autonomen Behörden zur Erlaſſung von Verfü— 
gungen, welche die Reinhaltung obiger Objecte bezwecken, im Allge⸗ 
meinen wohl nicht beſtreiten, ſpeciell hier aber, weil es ſich um ein 
Gewerbsctabliſſement handelt, mit Grund anfechten. Denn die Inge—⸗ 
renz der landesfürſtlichen Behörden in dieſer Angelegenheit bleibt 
deßhalb, weil eine Gefundheitspolizei-Agende in Betracht kommt. nicht 
ausgeſchloſſen, da nach § 31 der Gewerbeordnung geſundheitsſchädliche 
Ginflüffe bei der Genehmigung der Betriebsanlage von der Gewerke. 
behörde zu würdigen ſind, und weil ſonſt die Handhabung der Ge— 
werbspolizei⸗Vorſchriften beirrt werden könnte, da es möglich wäre, 
daß autonome Behörden aus dem Titel der Sanitätspolizei Vorkeh— 
rungen treffen, welche bei Genehmigung der Betriebsanlage von der 
Gewerbsbehörde als nicht gerechtfertigt verworfen würden. Bei der in 


Frage lommenden Gärberei, welche vor dem Inslebentreten der gegen 
wärtig verpflichtenden Gewerbeordnung conceſſionirt wurde, fand die 
Genehmigung der Betriebsanlage nach vorausgegangenem Edictalver⸗ 
fahren nicht ſtatt und die Gewerbsbehörden haben auch die aus Ans 
laß des Betriebes dieſer Gärberei zur Sprache gebrachten geſundheits⸗ 
ſchädlichen Einflüſſe bisher nicht geprüft und aus dieſem Anlaſſe die 
innerhalb ihrer Competenz liegenden Betriebsmodalitäten nicht vorge— 
zeichnet“. —r. 


Die Beiſitzer der Landesausſchüſſe find als Landesbeamte anzuſehen, 

deren Bezüge nach dem Patente vom 25. October 1798, 3. 436, 

und Hofdecret vom 3. April 1838, 3. 6482, nicht in Execution 
gezogen werden konnen. 


Zur Befriedigung der erſiegten Forderung pr. 20.500 fl. ö. W. 
begehrte Alfred Il. die Einantwortung und Ausfolgung der dem Dr. 
Franz S. als Beiſitzer des galiz. Landesausſchuſſes zukommenden Be— 
züge von jährlich 3000 fl. ö. W. 

Das Landesgericht in Lemberg gab mit Beſcheid vom 8. Jaͤn⸗ 
ner 1873, 3. 68.499, dieſem Executionsbegehren nicht ftatt, weil jene 
Bezüge dem Franz S. in der Eigenſchaft eines Landesbeamten zu⸗ 
kommen und daher im Sinne des Patentes vom 25. October 1798, 
Nr. 436 J. G. S, von der Execution um ſo mehr befreit ſind, als 
doch den Landesbeamten jene Vorrechte, welche den geweſenen ſtändi⸗ 
ſchen, ſtädtiſchen und Fondsbeamten zugeſtanden waren, nicht abge— 
ſprochen werden können, wenn für das Zugeſtändniß jener Rechte die 
nämlichen Gründe ſprechen. 

Das Oberlandesgericht in Lemberg fand aber mit Entſcheidung 
vom 24. Juni 1873, 3. 14638, dem Recurſe des Executionsführers 
ſtattzugeben, denn der Schuldner iſt als Mitglied des Landesaus⸗ 


ſchuſſes kein Landesbeamter, ſondern nur ein Mitglied der Landesver⸗ 


tretung, und nicht zufolge eines Dienſtverhältniſſes, ſondern lediglich 
auf Grund eines erhaltenen Mandates beſorgt er die in den Wirkungs⸗ 
kreis des Landesausſchuſſes fallenden Amtshandlungen, daher die ibm 
nach § 15 der Landesordnung zukommende Entſchaͤdigung, welche ibm 
aus dem Landesfonde ausbezahlt wird, auch nicht der Kategorie jener 
Beamtenbezüge beigezählt werden kann, welche von der Execution bes 
freit ſind. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hob über den Reviſionsrecurs des 
Dr. Franz S. mit Entſcheidung vom 25. November 1873, 3. 10684, 
die angefochtene obergerichtliche Entſcheidung auf, und hielt den erft- 
richterlichen Beſcheid aufrecht, weil „der Landesausſchuß nach dem ger 
ſetzlichen Wirkungskreiſe laut der SS 26 —32 der Landesordnung un⸗ 
ſtreitig Geſchäfte der Regierung beſorgt, daher deſſen Beiſitzer als 
Landesbeamte anzuſeben ſind, deren Bezüge nach dem Patente vom 
25. October 1798, 3. 436, und Hofdecret vom 3. April 1838, 
3. 6482 nicht in Execution gezogen werden können“. 

Juriſt. Bl. 


Zur Ausſcheidung der Jagd aus dem Gemeindejagdgebiete genügt 
ſchon der ledigliche „Beſitz“ der geſetzlich erforderlichen Grundfläche. 


Der Grundbeſitzer Gottlieb R. begehrte die Ausſcheidung ſeiner 

Jagd aus dem Gemeindejagdgebiete, da er mehr als 200 Joch zu— 
ſammenhängenden Grundes und Bodens befige. Den Beweis dieſes 
Thatumſtandes führte Gottlieb R. durch eine Entſcheidung der Grund- 
laſten-Ablöſungs- und Regulirungsbehörden und den in Ausführung 
jener erfolgten Vermeſfungsact. Die Bezirkshauptmannſchaft gab dem 
Erſeindirungsbegehren Folge. Dawider recurrirte das Stift K. und 
machte ſein Recursintereſſe und ſeine Recursgründe, wie folgt, geltend: 
Es, das Stift, ſei ehemalige Grundherrſchaft des Gottlieb R., und 
der fragliche im Ablöſungswege an letzteren übergegangene Grund und 
oden komme vom Stift. Nun ſei aber der Vermeſſungsact total 
unkichtig. Gottlieb R. beſitze, wenn richtig gemeſſen wäre und würde, 
keine 200 Joch Grundcomplexes. Das Stift habe deßhalb ſchon 
proteſtirt, insbeſondere auch gegen die bücherliche Zuſchreibung des 
Grundes und Bodens Recurs eingebracht. Da ſomit die gedachte 
Grundzuſchreibung noch nicht rechtskräftig ſei, ſo könne bei nicht aus⸗ 
getragenen Eigenthumsangelegenheiten die Eigenjagd dem Gottlieb R. 
nicht zugeſprochen werden. Die Landesſtelle jedoch gab dem Recurſe 
nicht ſtatt; fie ging von der Vorausſetzung aus, daß im Sinne des 
kaiſ. Patentes vom 7. März 1849 das Jagdrecht des Gottlieb R. 
tnſolange anerkannt werden müſſe, als R. den, wenn auch gegenwärtig 


angefochtenen Beſitz einer zuſammenhängenden Grundfläche von über 
200 Joch habe. Uebrigens, bemerkte die Landesſtelle, werde die Be⸗ 
ſchwerde wegen unrichtiger Vermeſſung in abgeſonderte Verhandlung 
gezogen werden. Das Stift ergriff nunmehr den Miniſterialrecurs. 
Indeſſen das k. k. Ackerbauminiſterium wies am 10. April 1873, 
3. 921 den Recurs zurück, in der Erwägung, daß der Beſitz 
genüge und diesfalls zu ſchützen ſei. BRH N 


Die politiſchen Behörden find berechtigt, die Beſtellung von un⸗ 
geeigneten Jagdaufſehern zu verhindern. 


Von einer Bezirksbehörde und Landesſtelle war übereinſtimmend 
der für einige Jagdgebiete zum Jagdaufſeher beſtellte Alois W. um 
deswillen nicht zugelaſſen worden, weil derſelbe dem Trunke ergeben, 
ſodann weil er als Gewerbsmann mit ausgedehntem Geſchäfte nicht 
in der Lage ſei, zwei Jagdreviere, von deuen eines 1800 Joch, das 
andere 915 Joch ausmache, zu beaufſichtigen, und zwar um fo we— 
niger, als der Wohnſitz des Alois W. von dem einen Jagdreviere 5 
von dem andern / Meilen entfernt liege. 

Die Jagdpächter legten dagegen den Miniſterialrecurs ein, be— 
tonten, daß Alois W. ein „gelernter“ Jäger ſei und daß die politiſche 
Behörde nach § 13 der Miniſterialverordnung vom 15. December 
1852 gar nicht competent erſcheine, die Anerkennung zu verſagen oder 
zu geben, ſondern nur die Anzeige entgegenzunehmen. Die Recurren— 
ten baten um Behebung der unteren Entſcheidungen. Allein das k. k. 
Ackerbauminiſterium, von der Anſchauung ausgehend, daß die zur 
Wahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, ſo wie zur Hand— 
habung der Jagdpolizei berufene politische Behörde die Beſtellung von 
abſolut ungeeigneten, ja bedenklichen Jagdaufſehern nicht einfach zur 
Kenntniß nehmen, ſondern im Gegentheil aus öffentlichen Rückſichten 
verhindern muß, beſtätigte am 19. November 1873, 3. 12.005, die 
Entſcheidungen der erſten und zweiten Inſtanz. Br. F. 
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k. 
J. 9194/1723 die unterſtehenden k. k. Landwehr⸗Commanden, dle k. k. Landesver 
2 


. 0 1 ö 11 82 er Veyrfe 8. Leipzi 8 Luck A 8. m n 15 
Richter, E. Die Entwicklung der Verkehrsgrundlagen. Leipzig 1873. Luckhardt iheidigunzeOberbehörde für Tirol und Vorarlberg, die k. £ Saen ehh Gt llons⸗ 


Michelis, O. Volkswirthſchaftliche Schriften. 2. Bd. Von der Börſe. Ueber Staats⸗ 


8 x u 8 commanden und die k. k. Landesſchützen-Cadre⸗Commanden in Tirol ſo wie auch die 
anlehen. Theoretiſches. Bankfrage. Berlin 1873. Herbig. . eh den 4 
e mit, . Her e Volkshaushalt. Berlin 1878. Springer. tzEet Pallenben „ verſtändigt. * 
Ss ? Nach gepflogenem Ein vernehmen mit den genannten Miniſterien habe ich die 
IV. Statiſtik (der Geſellſchaft, des Staates). Ehre Euer .. .. hievon ans Anlaß einer vorgekommenen Anfrage zur gefälligen 


Maas Skins 5 j 1 1 
Köröſt, J. Unterſuchungen über die Einkommenſtener der Stadt Peſt. Peft 1873. weiteren Beranlaſſung in die Kenntniß zu ſetzen. 
en Perſonali 
M eitzen, Aug. Dr. Die Statiſtik des deutſchen Reickes im Jahre 1872. Leipzig U dlien. 
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| 


des Innern Dr. 
Orden der eiſernen Krone 
et } A Au - 878 Seine Majeſtät haben dem Director des Muſeums f 
— — Die internationale land- und forſtwirthſchaftliche Statiſtik. Berlin 1873. Hofrath Dr Rudolf v. Eitelberger und dem Vicedirector des Muſeums, Regie- 
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; 17 8 70 0 : Reiches. fein 187 5 Orden der eüernen Krone dritter Claſſe, beiden t rfrei verlieh 
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Fiſcher. E. Dr. Di 2 j ſc 2 ps ir Seine Majeſtät haben den O berbergeommiſſär und Revierbeamten in Komo 
d 1 7 9 Sri en Ti Charakter eines Bergrathes tarfrei verli 
= 2 NER 3). tau Adolf Grim m den Titel und 6 hara Bergrathes tarfrei verliehen. 
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2 5 0 — 8 5 tg un l + a 
ee Mn e F Se Johann Springer zum Hilfsamterdirector ernannt. 
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ür Kunſt und Ju duſtrie, 
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* 3 7 5 TR a troloren des k. k. Hanptzellamtes zu Wing ernannt. 
eu a * 8 50 Fo : . N 9 5 30 0 3 NL. 
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Duncker. = S : ; 9 5 8 amtsverwalter Franz Nejedly verliehen = 
Sicherer, Her. v. Staat und Kirche in Baiern vom Regierungsantritte des Kur 


Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenlen Hugo Pa nf 


en wein zum 
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Regierungsconcipiſtenſtelle in der zehnten Range claſſe im Herzogthume Salz- 
burg, bis 3. Janner 1874, (Amtsbl. Nr. 297.) 


0 = Rechnungsaſſiſtentenſtelle beim Rechnungsdepartement der mähriſchen Statt 
Noti ze nu. halterei in der eilften Rangsclaſſe, vis 15. Janner 1874. (Amtebl. Nr. 297). 
8 . . 8 Y 0 Gemeindebeamtenſtelle in Korneuburg, mit 600 fl. Gehalt u 300 fl. Activ 
(Zu m § 4 der Beilage d des Forſtgeſetzes.) Unter dem im $ 4 zulg e, bis 10. Jänner 1874. (Amtsbl. Nr. 297.) 
linea 1 in ine der Beilage d des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 gebrauchten 3 


Zwei Statthaltereiconcipiſtenſtellen bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei 
Ausdrucke „gefreveltes Holz“ iſt die Aſtholzmaſſe (d. i. die Maſſe der zur Etrengewin, und zwar eine definitive und eineproviſoriſche, bis 20 Jänner 1874. (Amtsbl. Nr. 300). 


7 5 i je S 1 81 Officialoſt lle bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei in der zehnten Nano. 
nung abgehauenen oder abgeichlagenen Aeſte) und nicht die Schaftholzmaſſe (d. i. die en fficialef e e ee ee ee e 9 
Maſſe des beſchädigten (vera undeten) Stammes zu verſtehen. (Note des k. k. Ackerbau⸗ ae Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 5. Februar 1874. 
Nr. 300). 
Miniſteriums vom 31. October 1873, 3. 5707.) 


Das Regiſter zum Jahrgange 1873 erſcheint Ende Jänner. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


